
Gegen jeden Terror
In dem Maße, wie wir die Opfer in Paris beklagen, dürfen wir nicht verkennen, 

in welch erschreckendem Umfang wir zu Massenmorden rund um den Globus beitragen
Von Willy Wimmer

(…) Wie wir aus leidvoller Erfahrung wissen, werden 
Massaker dieser Art umgehend benutzt, um weitere 
Kontrollmechanismen einzuführen, die vor allem die 
rechtschaffenen und gesetzestreuen Bürgerinnen und 
Bürger zum Ziel haben. Seit den Terroranschlägen von 
New York wissen wir, in welchem Maße die bürgerlichen 
Freiheiten Opfer dieser Anschläge geworden sind, weil die 
Überwachungseinrichtungen unserer Staaten sich diese 
einmalige Gelegenheit nicht entgehen lassen wollten. (…) 
Wenn unsere Regierungen den seit Jahrzehnten eingeschla-
genen Weg der Bekriegung weiter Teile des Globus fort-
setzen, wird die von unseren Staaten losgetretene Verelen-
dung anderer Staaten und der dort lebenden Menschen vor 
unseren Städten und Dörfern nicht haltmachen. 
In dem Maße, wie wir die Opfer in Paris beklagen und die 
Täter vor Gericht sehen wollen, dürfen wir nicht verken-
nen, in welchem erschreckenden Umfang wir zu Massen-
morden rund um den Globus beitragen. Wir gehen mühe-
los über die Opfer afghanischer Hochzeitsgesellschaften 
hinweg, die Ziel unserer Raketen geworden sind.

Warum haben wir zugelassen, der NATO eine 
Entwicklung zu erlauben, die keinesfalls und in keinem 
einzelnen Punkt mit dem NATO-Vertrag übereinstimmt, 
dem ein Deutscher Bundestag einmal zugestimmt hat?
Warum haben wir es zugelassen, unsere eigenen Interessen 
an einem gedeihlichen Zusammenleben in Europa hintan-
zustellen und statt dessen vom Raketenschirm bis zum 
Ukraine-Putsch das Tischtuch zur Russischen Föderation 
zu zerschneiden? 

Warum verfolgen wir gegenüber anderen Staaten eine 
Sanktionspolitik, von der wir wissen, dass sie Kriege 
vorbereiten und mit einem Legitimationsrahmen versehen 
soll? 
Warum lassen wir es zu, Menschenrechte zu militarisieren, 
um politische und vor allem ökonomische Interessen auf 
dem Rücken derjenigen durchzusetzen, für deren Belange 
wir angeblich streiten? 
Warum haben wir es zugelassen, eine verbesserungsfähige 
Gesellschaft der »sozialen Marktwirtschaft« auf dem Altar 
von »Shareholder Value« zu opfern und weiten Teilen 
unserer eigenen Bevölkerung die Perspektivlosigkeit zu 
offerieren?

Sieht man deshalb schwarz, weil absehbar ist, wohin dieser 
Weg führt? Sollen wir zusehen, wie unsere Erfahrungen 
von Krieg und Wahnsinn beiseite gefegt werden, um in das 
nächste Elend gestürzt zu werden? Die Menschen suchen 
Halt und finden ihn nicht mehr. 
So interessant es ist, die Beleuchtung von Domen 
abzuschalten, wenn es opportun erscheint, so wichtig wäre 
es, gegen die Hybris der Mächtigen auf dem Weg in den 
globalen Krieg die Glocken läuten zu lassen. 
Warum ist es nicht möglich, durch normales geschäftliches 
Vorgehen an die Rohstoffe für unsere Wirtschaft zu gelan-
gen, statt alles mit der allein entscheidenden Machtfrage zu 
verbinden? 
Und unsere Soldatinnen und Soldaten? Über wohlfeile 
Mehrheiten in unseren Parlamenten werden sie nie und 
nimmer die für ihren Dienst notwendige Gewissheit erhal-
ten, die zwingend daran gebunden ist, dass unser Land in 
Übereinstimmung mit dem Grundgesetz dem Frieden in der 
Welt dienen muss und jede Teilnahme an einem Angriffs-
krieg sich deshalb a priori verbietet. 
Fallen wir hinter »Nürnberg« deshalb zurück, weil die mit 
uns verbündeten Vereinigten Staaten von Amerika den 
Krieg wieder zum Normalfall machen werden, wie es bis 
zum Ersten Weltkrieg gang und gäbe gewesen ist?
 Verweigern wir uns in Zukunft dem, was in der Charta der 
Vereinten Nationen postuliert worden ist, weil unser 
»Lager« den Durchmarsch will und sich die globalen 
Strukturen schon dafür zurechtgelegt hat? 
Soll das Beispiel der Vereinigten Staaten mit einem über-
dimensionierten Militärapparat zu Lasten der Gesellschaft 
auf uns übertragen werden, um eine Neuauflage des 
Militarismus und der damit verbundenen gesellschaftlichen 
Verwerfungen erleben zu müssen?

»Frieden statt NATO«. Der Januar dieses neuen Jahres 
soll und muss in diesen Fragen verantwortlich beginnen 
und den notwendigen Kontrapunkt zu jenem Treffen in 
München setzen, bei dem mit der angeblichen Sicherheits-
konferenz nur die Politik der schiefen Ebene fortgesetzt 
werden soll.    (Auszüge, Jungewelt 9.1.2015)     b.w



AKTIONSBÜNDNIS GEGEN DIE NATO-SICHERHEITSKONFERENZ
Aufruf zu Protesten am 7. Februar 2015 in München

KEIN FRIEDEN MIT DER NATO
Stoppt den Konfrontationkurs und die neue NATO-Aufrüstung

Auf der sogenannten Sicherheitskonferenz (SIKO) 
geht es – entgegen der Selbstdarstellung der Veranstalter 
– weder um Sicherheit noch um Frieden auf dem 
Globus. Die SIKO ist eine Versammlung wirtschaftli-
cher, politischer und militärischer Machteliten vor allem 
aus den NATO- und EU-Staaten, die sich über Strategien 
zur Aufrechterhaltung ihrer globalen Vorherrschaft und 
über gemeinsame Militärinterventionen verständigen.

Vor allem aber ist die SIKO ein medienwirksames 
Propaganda-Forum zur Rechtfertigung der NATO, 
ihrer Milliarden-Rüstungsausgaben und ihrer auf Lügen 
aufgebauten völkerrechtswidrigen Kriegseinsätze, die 
der Bevölkerung als „humanitäre Interventionen“ 
verkauft werden.
Bundespräsident Gauck nutzte die SIKO 2014 als 
Tribüne zur Werbung für eine stärkere deutsche Kriegs-
beteiligung. Deutschland müsse sich „früher, entschie-
dener und substanzieller“ militärisch engagieren. 
Außenminister Steinmeier und Kriegsministerin von der 
Leyen stießen ins selbe Horn. 
Für die herrschende Machtelite ist die angebliche „mili-
tärische Zurückhaltung“ längst ein Relikt der Vergan-
genheit. Die neue Großmachtpolitik Deutschlands – 
getarnt als „weltpolitische Verantwortung“ – ist 
inzwischen Bestandteil einer offensiven Propaganda-
Kampagne staatstragender Politiker und Medien und 
Richtschnur deutscher Außenpolitik. Dabei wird selbst 
die Unterstützung der von Faschisten durchsetzten 
Kiewer Regierung akzeptiert. 

Mit der NATO gibt es keinen Frieden
Als militärischer Arm der reichsten westlichen kapita-
listischen Staaten ist die NATO eine Kriegsallianz zur 
globalen Durchsetzung von deren wirtschafts- und 
machtpolitischen Interessen. Sie ist eine Bedrohung für 
die ganze Menschheit. 
Sie garantiert eine Weltordnung, in der 1% der 
Menschen 40% des Weltvermögens besitzen; eine 
Wirtschaftsordnung, die sich durch Ausbeutung von 
Mensch und Natur am Leben hält und zugleich die 
menschlichen Lebensgrundlagen zerstört.

Nach dem Scheitern der NATO im Irak, in Afghanistan 
und Libyen wird jetzt Russland als Feindbild wieder-
belebt und ein brandgefährlicher Konfrontationskurs in 
Gang gesetzt: Durch Errichtung und Ausbau von NATO-
Militärstützpunkten in den ost-europäischen Ländern, 
Aufstellung einer 4000 Mann starken „Schnellen 
Eingreiftruppe“, militärischer Aufrüstung Kiews, 

NATO-Truppenmanöver in der Ukraine und Ausbau der 
NATO-Raketenabwehr. Nicht zuletzt versucht die NATO 
unter Verweis auf den neuen Gegner, noch höhere 
Rüstungsausgaben zu rechtfertigen und durchzusetzen. 

Kapitalismus und Krieg – zwei Seiten einer Medaille
Je mehr sich die Krisen des neoliberalen Kapitalismus 
häufen, desto brutaler werden die Profitinteressen von 
Konzernen, Banken und der Rüstungsindustrie durch-
gesetzt – ökonomisch mit dem geplanten Transatlan-
tischen Freihandelsabkommen EU/USA (TTIP) – und 
nicht zuletzt auch mit militärischer Gewalt.
Gleichzeitig ist Deutschland seit Jahren unter Bruch der 
Verfassung nicht nur die militärische Drehscheibe für 
die Aggressionskriege der USA und der NATO, sondern 
an diesen Kriegen direkt und indirekt beteiligt. Nach wie 
vor ist Deutschland drittgrößter Waffenexporteur der 
Welt.
Die Bilanz imperialer Machtpolitik: Zehntausende 
Tote, Hunger und Not, Zerstörung von Umwelt und 
Infrastruktur, Erstarken des IS-Terrors – und damit 
namenloses Elend mit Millionen von Flüchtlingen, 
gegen die sich Europa durch ein tödliches Grenzregime 
abschottet. 

Wir erklären den selbsternannten „Weltherrschern“, die 
zur SIKO nach München kommen und den Regierungs-
chefs beim G7-Gipfel im Juni 2015 in Elmau: Ihr seid 
hier und überall auf der Welt unerwünscht.
Wir sind Teil einer weltweit wachsenden Bewegung, die 
eine Zukunft ohne Rüstung und Krieg mit gleichwerti-
gen Lebensbedingungen aller Menschen anstrebt. Für 
Frieden und Gerechtigkeit in einer Welt ohne Ausbeu-
tung von Mensch und Natur. NO JUSTICE - NO PEACE

Ohne Gerechtigkeit gibt es keinen Frieden
http://sicherheitskonferenz.de/de/Aufruf-SiKo-Proteste-2015  
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